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(Nr. 12227.) Geſetz, betreffend die Verſtärkung des Beamtenſtandes des Provinzialſchulkollegiums in 
Berlin. Vom 12. Januar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1 


Zur Durchführung der dem Provinzialſchulkollegium in Berlin durch den § 45 des Geſetzes 
vom 27. April 1920 über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin (Geſetzſamml. S. 123) 
auferlegten Aufgaben auf dem Gebiete der Schulaufficht einſchließlich der Errichtung einer be 
ſonderen Abteilung für das Fach- und Fortbildungsſchulweſen wird der Beamtenſtand der Behörde 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 ab verſtärkt. 5 

Bis zur Übernahme auf den Staatshaushaltsplan können die zur Errichtung planmäßiger 
Stellen für 5 


2 Oberregierungsräte, 2 Studienräte bei dem Provinzialſchulkollegium, 
2 Oberſchulräte, 3 Regierungsräte, 

1 Regierungs- und Gewerbeſchulrat, 18 Oberſekretäre und 

1 Oberregierungs- und Schulrat, 5 Kanzleibeamte 


erforderlichen Ausgaben aus bereiten Mitteln geleiſtet werden. 


9 2. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird für die Abteilung für das Fach- und Fortbildungs⸗ 
ſchulweſen (8 45 Abſ. 2 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 
27. April 1920 — Geſetzſamml. S. 123 —) der Minifter für Handel und Gewerbe, im übrigen 
der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung beauftragt. 

Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem ver— 
faſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 12. Januar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. Siering. 


Geſetzſammlung 1922. (Nr. 1222712228.) 
Ausgegeben zu Berlin den 13. Februar 1922. 


(Nr. 122280 Geſetz über die Prüfung der Wahlen zum Preußiſchen Landtag und das Wahlprüfungs⸗ 
gericht. Vom 3. Februar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1 
N + 
Beim Landtag wird ein Wahlprüfungsgericht gebildet 


9 2. 

(1) Das Wahlprüfungsgericht prüft von Amts wegen die Gültigkeit der Wahlen zum Landtag. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, Einſpruch gegen eine Wahl zu erheben. Der Ein— 
ſpruch muß innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung des Wahlergebniſſes beim Landtag ein⸗ 
gegangen und mit Gründen verſehen ſein. 

(3) Bei nachträglicher Berufung eines Abgeordneten (Landeswahlgeſetz § 35) darf der Ein— 
ſpruch nur mit der Bemängelung des nachträglichen Berufungsverfahrens begründet werden. 

() Sit gegen die Wahl kein Einſpruch erhoben worden, jo kann ſich das Wahlprüfungs— 
gericht auf eine allgemeine Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Wahl beſchränken. 


8 35 
Das Wahlprüfungsgericht entſcheidet über die Frage, ob ein Abgeordneter die Mitgliedſchaft 
verloren hat. Die Entſcheidung erfolgt von Amts wegen, auf Antrag des Präſidenten des Landkags 
oder auf Einſpruch eines Wahlberechtigten. 

5 Ss 4. 

Das Wahlpväfungsgericht regelt feinen Geſchäftsgang im Rahmen der Verfaſſung und dieſes 
Geſetzes durch eine Geſchäftsordnung. 

Das Wahlprüfungsgericht beſteht aus acht Mitgliedern des Landtags, die dieſer für die 
Wahlperiode wählt, und ſieben Mitgliedern des Oberverwaltungsgerichts, die das Präſidium dieſes 
Gerichts für dieſelbe Zeit beſtellt. 

§ 6. 

(1) Das Wahlprüfungsgericht erkennt in der Beſetzung von drei Mitgliedern des Landtags 
und zwei richterlichen Mitgliedern. 8 

(2) Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden vom Wahlprüfungsgericht gewählt. Einer 
von ihnen muß ein Mitglied des Oberverwaltungsgerichts ſein. 


8 8 
() Die Reihenfolge, in der die Mitglieder des Wahlprſfengsgerichts an den einzelnen 
Sitzungen teilnehmen, regelt die Geſchäftsordnung. 
2) Das Wahlprüfungsgericht ſoll die einzelnen Wahlprüfungsſachen tunlichſt in der gleichen 
Zuſammenſetzung zu Ende führen. 


88. 

(1) Vom Verhandlungstermine find, ſofern gegen eine Wahl Einſpruch erhoben iſt oder ſich 
ſonſt gegen die Wahl Bedenken ergeben, als Beteiligte die Perfonen zu benachrichtigen, deren 
Wahl geprüft wird, und die, welche gegen die Wahl Einſpruch erhoben haben, ſowie in beiden 
Fällen deren Vertreter. 


ren 


r 


nn 


(2) Haben mehrere Perſonen gemeinſchaftlich Einſpruch erhoben, ſo genügt die Benachrichti⸗ 
gung einer von ihnen. Iſt in dem gemeinſchaftlichen Einſpruch ein Vertrauensmann bezeichnet, 
ſo iſt die Benachrichtigung an ihn zu richten. 

() Zwiſchen dem Termin und der Abſendung der Benachrichtigung muß ein Zeitraum von 
mindeſtens einer Woche liegen. 

8 9 
8 + 

Die Beteiligten können ſich in dem Termine durch Perſonen, die den geſetzlichen Bedingungen 
für einen Landtagswähler genügen CLandeswahlgeſetz SS 1, 2), auf Grund ſchriftlicher Vollmacht 
vertreten laſſen. 

$ 10. 

Der Miniſter des Innern ſoll vom Termine ſchriftlich benachrichtigt werden. Er kann an 

der Verhandlung ſelbſt teilnehmen oder einen Vertreter entſenden. 


§ 11. 
(1) Die Verhandlung vor dem Wahlprüfungsgericht einſchließlich der Verkündung der Beweis⸗ 
anordnungen und der Urteile nebſt Begründung erfolgt in öffentlicher Sitzung. 
(2) Die Verhandlung beginnt mit der Darſtellung des Sachverhalts durch den Berichterſtalter. 
Die Beteiligten oder ihre Bevollmächtigten ſind auf Verlangen zu hören. Auch der Miniſter des 
Innern oder fein Vertreter ($ 10) erhält auf Antrag das Wort. 


§ 12. 
(1) Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
die Ausſchließung von Gerichtsperſonen (8 4), 
die Leitung der Verhandlung 136, 139, 140), 
das perſönliche Erſcheinen ($ 141), 
den Beweis durch Zeugen und Sachverſtändige (88 373 bis 414) ſowie 
die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Beratung und Abſtimmung 
(§§ 194 bis 200) 
finden entſprechende Anwendung. n 
(2) ber die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen beſchließt das Gericht nach Rec 
Ermeſſen. f 
(3) Als Zeuge kann auch ein Beteiligter vernommen werden, 


913. f f 
() Die Durchführung des Verfahrens außerhalb der Verhandlung vor dem Wahlprüfungs⸗ 
gerichte liegt einem der richterlichen Mitglieder ob. 
(2) Dieſes Mitglied wird vom Wahlprüfungsgerichte beſtellt. Dem demnächſt erkennenden 
Gerichte darf es nicht angehören. N 5 
66) In der Verhandlung iſt ihm vor der Enkſcheidung Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


8 14. 

(% Alle preußiſchen Behörden find: verpflichtet, dem Wahlprüfungsgericht und dem gemäß 

ils beſtellten Mitglied auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 8 

(2) Die Gerichte haben ihnen nach Maßgabe der Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
Rechtshilfe zu leiſten. 5 


x 

5 1 

3 (1) Über die mündliche Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. Sie ift vom Vor⸗ 
ſitzenden und dem Schriftführer zu unterſchreiben. Eee: 

0) Als Schriftführer wird ein vom Präſidenten des Landtags beſtellter Beamter des Land. 

tags zugezogen. 5 

§ 16. 3 

Das Urteil iſt vom Vorſitzenden unter Mitteilung der weſentlichen Gründe zu verkünden. Es f 

iſt ſchriftlich zu begründen und ſoll von den beteiligten Mitgliedern unterſchrieben werden. f 

8 1 f 

a Im Falle des § 2 kann das Arkeil des Wahlprüfungsgerichts lauten: 2 


a) auf Gültigkeit oder Ungültigkeit der geſamten Wahlen eines Wahlkreiſes; 
= b) auf Gültigkeit oder Ungültigkeit einer beftimmten Anzahl von Stimmzetteln unter gleich» 
> zeitiger Ungültigkeitserklärung derjenigen einzelnen Wahl oder Wahlen, die durch dieſe 
BT Erklärungen beeinflußt werden; — 
e) auf Angültigkeit einzelner Wahlen aus Gründen, welche in der Perſon des Gewählten 
ihre Urſache haben. 5 f 
In den Fällen b und e findet eine Nachwahl nicht ſtatt, vielmehr erfolgt eine Neufeſtſtellung 
deſſen, der gewählt iſt, auf Grund des Landeswahlgeſetzes e 
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$ 18. | 
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(1) Eine Ausfertigung des Urteils iſt dem Präſidenten des Landtags und dem Miniſter des 
unern zu erteilen. Sie iſt mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen und vom Vorſitzenden zu unterſchreiben. 
zu e 0 G gel z N a d ſch 

(2) Die Beteiligten erhalten auf Antrag eine Abſchrift des Urteils. 5 


N 
Das Urteil wird mit feiner Verkündung rechtskräftig. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
= iſt nur zuläffig, wenn fie darauf geſtützt ift, daß der Abgeordnete ſchon bei der Wahl nicht die 
zu ſeiner Wahl erforderlichen Eigenſchaften beſeſſen habe. 


820 
Ss au. 
Die gerichtlichen Koſten des Verfahrens trägt die Landeskaſſe. Die Beteiligten haben keinen 
Anſpruch auf Erſtattung von Auslagen. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 1 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 
big ) ! gemach 


Berlin, den 3. Februar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 3 
; Braun. Severing. . 


5 Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 3 
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